
Nationalrat, XXVII. GP 10. Dezember 2020 69. Sitzung / 1 

 

Version vom 25. März 2021, 11:55 nach § 52(2) GOG autorisiert 

12.23 

Abgeordnete Sigrid Maurer, BA (Grüne): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 

geehrte Ministerinnen! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuseherinnen und 

Zuseher! Es ist heute ein besonderer Plenartag für Tausende Betroffene von Hass im 

Netz. Ich freue mich auch persönlich sehr, dass wir heute ein effektives, umfassendes 

Paket zur Bekämpfung von Hass im Netz verabschieden können. (Beifall bei Grünen 

und ÖVP sowie bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Erlauben Sie mir bitte, an diesem Tag auch ein bisschen aus meiner persönlichen 

Erfahrung mit diesem Thema zu sprechen. (Oh-Rufe bei der FPÖ.) Der Hass begleitet 

mich persönlich seit meinem allerersten Interview in einer österreichweit 

erscheinenden Tageszeitung vor elf Jahren. (Abg. Amesbauer: Mei!) Ich glaube, dass 

den meisten Frauen im Raum Ähnliches passiert ist. Der Hass gehört für uns 

PolitikerInnen zum Alltag, es ist für uns völlig normal, dass wir sexistisch beschimpft 

werden, dass wir abgewertet werden, dass grausliche Witze über uns gemacht 

werden, dass wir bedroht werden, dass uns Vergewaltigung gewünscht wird, dass uns 

Vergewaltigung teilweise angedroht wird, dass uns der Suizid nahegelegt wird, dass 

uns der Tod gewünscht wird und das auch explizit in Gewaltdrohungen endet. 

Das ist leider Realität für uns Politikerinnen und Politiker, insbesondere für uns Frauen, 

und wir sind es gewohnt. Wir sind aber in einer privilegierten Situation, wir können 

uns – wenn die Drohungen ganz massiv sind – anwaltliche Vertretung leisten und wir 

können die Öffentlichkeit adressieren. Die meisten Betroffenen von Hass im Netz 

können das nicht, und für diese Betroffenen ist dieses Paket so extrem wichtig. (Beifall 

bei Grünen und ÖVP sowie bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Ich habe mich in den letzten Jahren nicht ganz freiwillig sehr intensiv mit diesem 

Thema beschäftigt. Es ist Ihnen allen die sogenannte Bierwirtcausa bekannt, ein 

wirklich skurriler Fall, der für große Empörung und auch große Diskussion in der 

Öffentlichkeit gesorgt hat und der gewissermaßen die in diesem Bereich leider sehr oft 

klassische Täter-Opfer-Umkehr bestätigt hat, wozu es sehr breite Diskussionen gab. 

Dieser Fall hat für sehr viel Aufmerksamkeit und Bewusstsein gesorgt. Ich habe Tau-

sende Nachrichten von Leuten bekommen, die geschrieben haben: Ich wusste ja über-

haupt nicht, dass das tatsächlich so schlimm ist! Mir haben ganz, ganz viele Betroffene 

geschrieben: Teenager, deren Ex-Freunde von ihnen Nacktfotos in Whatsapp-

Gruppen, in Facebook-Gruppen gepostet haben; Frauen, die im Internet wüst 

beschimpft worden sind, weil sie ihre Meinung gesagt haben, die ihre Accounts offline 

nehmen mussten, weil sie den Hass nicht mehr ausgehalten haben. Besorgte Väter 
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haben sich bei mir gemeldet und gefragt, was sie denn zum Schutz ihrer Töchter tun 

können, denn sie wollen nicht tatenlos zuschauen, wie der Hass über die jungen 

Frauen hereinbricht. 

Ich habe in den vergangenen Jahren auf all diese Anfragen – die ganz oft Hilferufe 

waren: was soll ich tun, was kann ich tun? –, die ich bekommen habe, nur sehr unbe-

friedigend antworten können. Meine Antworten haben geheißen: Lösch es! Blockier 

den Account, blockier die Leute, die dir das schreiben! Gehe einmal eine Zeit lang 

offline! Melde es bei der Meldestelle Zara und lasse prüfen, ob eine Klage möglich ist! 

Bei der geltenden Rechtslage ist es bis jetzt so, dass in den allermeisten Fällen von 

Hass im Netz keine Klage möglich ist. Wenn eine Klage möglich ist, dann nur mit 

einem erheblichen Kostenrisiko und mit einer sehr, sehr langen Prozessdauer. – Das 

ändern wir heute mit diesem Paket. (Beifall bei Grünen und ÖVP sowie bei 

Abgeordneten der SPÖ.) 

Betroffene von Hass im Netz wollen vor allem eines: dass es schnell aufhört und dass 

es sie nicht mehr betrifft, dass sie sich nicht mehr damit beschäftigen müssen. Wir 

schaffen mit diesem Paket ein Eilverfahren, das einzigartig ist, das bereits in anderen 

europäischen Ländern für Aufmerksamkeit sorgt und möglicherweise nachgeahmt wird. 

Wir führen ein Schnellverfahren ein, das Betroffenen ermöglicht, innerhalb von 

wenigen Tagen einen Unterlassungsbescheid zu erhalten. Das funktioniert so, dass ein 

Formular ausgefüllt wird, das mit den Screenshots an das Bezirksgericht geschickt 

wird, und das Bezirksgericht entscheidet dann innerhalb weniger Tage, was damit zu 

passieren hat. Wenn das Posting oder die Privatnachricht die Menschenwürde 

herabwürdigt, dann kommt ein Unterlassungsbescheid, und der Hassposter muss die 

Gerichtsgebühren in der Höhe von 108 Euro tragen. 

Wir verschärfen den Paragrafen zu Cybermobbing. Der von mir erwähnte Fall, ein 

einmaliges Hochladen von Nacktfotos, fällt bis jetzt nicht unter diesen Paragrafen – in 

Zukunft wird er das sehr wohl tun.  

Wir stärken mit diesem Gesetzespaket den Opferschutz, wir stärken die Persönlich-

keitsrechte und wir ermöglichen psychosoziale Prozessbegleitung für die Betroffenen 

von Hass im Netz. Der Hass kann so massiv sein, dass es zu massiven psychischen 

Beeinträchtigungen kommt; dazu haben wir sehr viele Berichte. Das ist auch ein ganz 

maßgeblicher Meilenstein in diesem Paket. (Beifall bei Grünen und ÖVP.) 

Ein weiterer ganz, ganz zentraler Punkt betrifft die großen Plattformen. Facebook und 

Twitter haben ihre eigenen Regeln, ihre Communityregeln, aber erstaunlicherweise 

sind sie derzeit so, dass beispielsweise antisemitische Hetze wochenlang stehen bleibt 
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und trotz Meldung nicht gelöscht wird, während andere Inhalte hingegen sofort 

gelöscht werden. Facebook kann es also, es will es bis jetzt nur nicht. Wir nehmen 

Facebook, Twitter und die anderen Internetgiganten in die Pflicht. Sie können sich in 

Zukunft nicht mehr ihrer Verantwortung entziehen. (Beifall bei Grünen und SPÖ sowie 

bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Die Freiheitlichen fürchten jetzt um die Meinungsäußerungsfreiheit. Das mag auch 

daran liegen, dass die Freiheitliche Partei jene Partei ist, die am häufigsten wegen 

Verhetzung verurteilt wird und bei der es auch am meisten sogenannte Einzelfälle gibt, 

aufgrund derer sie Postings löschen lassen müssen – so gerade wieder geschehen. 

(Zwischenruf des Abg. Deimek.) 

Das, worum es bei diesem Gesetzespaket geht, ist genau das Gegenteil, nämlich das 

Sichern der Meinungsäußerungsfreiheit, denn es gibt ein Grundrecht auf freie 

Meinungsäußerung für alle Menschen. Es gibt jedoch kein Grundrecht auf die 

Verbreitung von Hass im Netz. (Beifall bei den Grünen sowie bei Abgeordneten von 

ÖVP und SPÖ.) 

Mit diesem Gesetzespaket ermöglichen wir, dass sich Betroffene nicht zurückziehen 

müssen, dass Betroffene weiterhin ihre Accounts, ihre Profile im Internet behalten 

können, weiterhin ihre Meinung äußern dürfen und können und nicht von den Hass-

postern und Hetzern verdrängt werden. 

Es ist ein sehr, sehr langer Kampf von ganz, ganz vielen Beteiligten – JournalistInnen, 

AktivistInnen, NetzaktivistInnen – gewesen, und ich möchte auch dem 

Justizministerium und dem Bundeskanzleramt ganz explizit danken. Deren Beamtinnen 

und Beamte haben Hervorragendes geleistet, um dieses Paket auf den Weg zu 

bringen, das in Europa tatsächlich einzigartig ist und das, so glaube ich, auch 

Nachahmer finden wird. Wir wissen, wir können den Hass nicht abschaffen, aber mit 

diesem Paket können wir ihn wesentlich effektiver bekämpfen, und darüber freue ich 

mich wirklich sehr. – Vielen Dank. (Beifall bei Grünen, ÖVP und SPÖ.) 

12.32 

Präsidentin Doris Bures: Nächste Rednerin: Frau Abgeordnete Susanne Fürst. – 

Bitte. 

 


